t BFG

@y BUNDESFINANZGERICHT GZ. RV/7500133/2015

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin RRR in der Verwaltungsstrafsache gegen Bf.

, betreffend Verwaltungsiibertretung gemaR § 5 Abs. 2 Parkometerabgabeverordnung liber
die Beschwerde der Beschuldigten vom 5.1.2015 gegen das Erkenntnis des Magistrat der

Stadt Wien MA 67 als Abgabenstrafbehorde vom 27.11.2014, MA 67-PA- 770881/4/1, nach
Abhalten einer mindlichen Verhandlung am Datum im Beisein der Schriftfiihrerin Name, zu

Recht erkannt:

I. 1. Gemal § 50 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VWGVG) in

Verbindung mit § 24 Abs. 1 Bundesfinanzgerichtsgesetz (BFGG) und § 5 Gesetz

Uber das Wiener Abgabenorganisationsrecht (WAOR) wird der Beschwerde insoweit
Folge gegeben, als

e die gemal § 4 Abs. 2 Wiener Parkometergesetz 2006 verhangte Geldstrafe von

60 Euro auf 50 Euro

¢ und die fiir den Fall der Uneinbringlichkeit festgesetzte Ersatzfreiheitsstrafe gemaf
§ 16 VStG von 12 Stunden auf 10 Stunden herabgesetzt wird. Im Ubrigen wird das
Straferkenntnis bestatigt.

2. Die Kosten fiir das behordliche Verfahren sind gemaR § 64 Abs. 1 und 2 VStG

mit dem Betrag von 10 Euro (Mindestkostenbeitrag) festzusetzen.

Il. GemaR § 52 Abs. 1 und 2 VWGVG i. V. m. § 24 Abs. 1 BFGG und

§ 5 WAOR hat die Beschwerdefiihrerin keinen Beitrag zu den Kosten des
Beschwerdeverfahrens zu leisten.

[ll. Der Magistrat der Stadt Wien wird gemaR § 25 Abs. 2 BFGG als
Vollstreckungsbehorde bestimmt. Der zur Zahlung verbleibende Betrag von 50 Euro
(Geldstrafe ) samt 10 Euro (Beitrag zu den Kosten des behordlichen

Verfahrens), ist an den Magistrat der Stadt Wien zu

entrichten.

IV. Gegen dieses Erkenntnis ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG eine ordentliche
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Revision an den Verwaltungsgerichtshof durch die vor dem Bundesfinanzgericht belangte
Behorde unzulassig.

Entscheidungsgriinde
Strittig ist, ob die Parkometerstrafe zu Recht ergangen ist.

Die Beschwerdefiihrerin (Bf.) erhob gegen folgendes Straferkenntnis Beschwerde:

»Sie haben am 12.8.2014 um 10:25 Uhr in einer gebihrenpflichtigen Kurzparkzone in WIEN
14, SANATORIUMSTRASSE 2 mit dem mehrspurigen Kraftfahrzeug mit dem behordlichen
Kennzeichen ZZZ folgende Verwaltungsibertretung begangen: Abstellen des Fahrzeuges ohne
dieses mit einem giiltig entwerteten Parkschein gekennzeichnet oder einen elektronischen
Parkschein aktiviert zu haben. Die Parkometerabgabe wurde daher fahrldssig verkirzt.

Sie haben dadurch folgende Rechtsvorschrift verletzt:

§ 5 Abs. 2 Parkometerabgabeverordnung, ABI. der Stadt Wien Nr. 51/2005, in der geltenden
Fassung, in Verbindung mit § 4 Abs. 1 Parkometergesetz 2006, LGBI. fiir Wien Nr. 9/2006, in

der geltenden Fassung.

Gemal § 4 Abs. 1 Parkometergesetz 2006 wird gegen Sie eine Geldstrafe in der Hohe von EUR
60,00, im Falle der Uneinbringlichkeit 12 Stunden Ersatzfreiheitsstrafe, verhangt.

Es wird Ihnen zudem ein Betrag von EUR 10,00 als Beitrag zu den Kosten des Strafverfahrens
auferlegt (§ 64 Abs. 2 des Verwaltungsstrafgesetzes).

Der zu zahlende Gesamtbetrag betragt daher EUR 70,00.
Zahlungsfrist

Wenn Sie keine Beschwerde erheben, ist der Bescheid sofort vollstreckbar. Sie haben dann
den Gesamtbetrag (Strafe, Kosten) unverziiglich zu Gberweisen. Bei Verzug missen Sie damit
rechnen, dass der Betrag zwangsweise eingetrieben und im Falle seiner Uneinbringlichkeit die
Ersatzfreiheitsstrafe vollstreckt wird.

Begriindung:
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Folgender Sachverhalt wurde festgestellt:

Sie haben das mehrspurige Kraftfahrzeug mit dem behérdlichen Kennzeichen ZZZ am
12.8.2014 um 10:25 Uhr in einer gebiihrenpflichtigen Kurzparkzone an der o.a. Adresse
abgestellt, ohne fir seine Kennzeichnung mit einem fiir den Beanstandungszeitpunkt giiltig
entwerteten Parkschein gesorgt zu haben.

In Threm fristgerechten Einspruch stellten Sie nicht in Abrede, lhr Fahrzeug wie beanstandet
abgestellt zu haben, wendeten jedoch ein, dass Sie im 22. Bezirk wohnen und die
Kurzparkzone nicht erkannt haben, da diese leider nicht als ,Blaue Zone” gekennzeichnet ist.

Dazu wird Folgendes festgestellt:

Der Abstellort befand sich zum Tatzeitpunkt innerhalb eines ordnungsgemaR kundgemachten
Kurzparkzonenbereiches. Ein solcher Bereich ist ordnungsgemal gekennzeichnet, wenn an
allen Einfahrtsmoglichkeiten Verkehrszeichen "Kurzparkzone Anfang" (§ 52 lit. a Z. 13d StVO)
und an allen Ausfahrtsstellen Verkehrszeichen "Kurzparkzone Ende” (§ 52 lit. a Z. 13e StVO)
angebracht sind.

Bei der Einfahrt in den gegenstandlichen Bereich mussten Sie bei einem Verkehrszeichen
"Kurzparkzone Anfang" vorbeikommen. Sie hatten daher so lange davon ausgehen miissen,
dass Sie sich im Kurzparkzonenbereich befinden, als Sie nicht ein Verkehrszeichen
"Kurzparkzone Ende" passierten.

Die Unkenntnis einer Verwaltungsvorschrift entschuldigt nur dann, wenn sie
erwiesenermaRen unverschuldet, also dem Beanstandeten trotz Anwendung der nach seinen
Verhaltnissen erforderlichen Sorgfalt unbekannt geblieben ist. Es ist davon auszugehen, dass
sich jeder Lenker eines Fahrzeuges mit den, fiir die Benlitzung von Straen bedeutenden
Vorschriften vertraut machen und nétigenfalls an kompetenter Stelle Erkundigungen
einziehen muss. Da Sie dieser Verpflichtung jedoch nicht bzw. zu spat nachgekommen sind,
war die Unkenntnis der Verwaltungsvorschrift nicht unverschuldet (§ 5 Abs. 2 VStG).

Rechtlich ist zu bemerken:

Jeder Lenker eines mehrspurigen Kraftfahrzeuges, der ein solches in einer Kurzparkzone
abstellt, muss bei Beginn des Abstellens die Parkometerabgabe entrichten (§ 5 Abs. 2 der

Parkometerabgabeverordnung).

Dieser Verpflichtung sind Sie unbestritten nicht nachgekommen und haben Sie die
Parkometerabgabe daher nicht entrichtet und somit fahrlassig verkirzt, wobei die
Verschuldensfrage zu bejahen war.
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Da die Ubertretung selbst unbestritten blieb, war sie als erwiesen anzusehen.
Zur Strafbemessung ist Folgendes auszufiihren:

Handlungen oder Unterlassungen, durch die die Abgabe hinterzogen oder fahrlassig verkiirzt
wird, sind als Verwaltungsiibertretungen mit Geldstrafen bis zu EUR 365,00 zu bestrafen (§ 4
Abs. 1 Parkometergesetz 2006).

Bei der Strafbemessung wurde auch beriicksichtigt, dass hieramts keine
verwaltungsstrafrechtlichen Vormerkungen aufscheinen.

Unter Bedachtnahme auf diese Strafzumessungsgriinde und den bis zu EUR 365,00
reichenden Strafsatz, den Unrechtsgehalt der Tat und das Verschulden, ist die verhangte
Geldstrafe selbst bei fehlenden verwaltungsstrafrechtlichen Vormerkungen, bei fehlendem
eigenen Einkommen und Vermogen, sowie Bestehen etwaiger gesetzlicher Sorgepflichten
durchaus angemessen und keineswegs zu hoch, zumal weitere Milderungsgriinde nicht
hervorgetreten sind.

Der Ausspruch Uber die Kosten ist im § 64 Abs. 2 VStG begriindet.
Rechtsmittelbelehrung
Sie haben das Recht gegen diesen Bescheid Beschwerde zu erheben.

Eine rechtzeitig eingebrachte und zuldssige Beschwerde hat aufschiebende Wirkung, das
heiRt, der Bescheid kann bis zur abschlieRenden Entscheidung nicht vollstreckt werden.

Die Beschwerde ist innerhalb von vier Wochen nach Zustellung des Bescheides schriftlich bei
der Magistratsabteilung 67,1200 Wien, Dresdner Straf’e 81-85 einzubringen. Falls Sie
innerhalb der Beschwerdefrist die Beigebung eines Verteidigers beantragen, beginnt die
Beschwerdefrist erst mit dem Zeitpunkt zu laufen, in dem der Beschluss tber die Bestellung
des Rechtsanwalts zum Verteidiger und der anzufechtende Bescheid diesem zugestellt sind.
Wird der rechtzeitig gestellte Antrag auf Beigebung eines Verteidigers abgewiesen, beginnt
die Beschwerdefrist mit der Zustellung des abweisenden Beschlusses an Sie zu laufen.

Die Beschwerde hat den Bescheid, gegen den sie sich richtet, und die Behérde, die den
Bescheid erlassen hat, zu bezeichnen. Weiters hat die Beschwerde die Griinde, auf die sich die
Behauptung der Rechtswidrigkeit stiitzt, das Begehren und die Angaben, die erforderlich sind,
um zu beurteilen, ob die Beschwerde rechtzeitig eingebracht ist, zu enthalten.

4 von 18



Seite 5 von 18

Wenn Sie die Durchfiihrung einer miindlichen Verhandlung vor dem Verwaltungsgericht
winschen, missen Sie diese gleichzeitig mit der Erhebung der Beschwerde beantragen.”

Dagegen erhob die Bf. Beschwerde wie folgt:

»lch erhebe Einspruch gegen die Straferkenntnis, da meine Einspruchsgriinde nicht
berlicksichtig wurden. Die Sanatoriumsstrasse war nicht als Kurzparkzone oder ,,Blaue Zone”

ausgewiesen.”

Der Verlauf der miindlichen Vehandlung wurde niederschriftlich festgehalten wie folgt:
,Die miindliche Verhandlung findet von Amts wegen statt.

Das Magistrat wurde ordnungsgemald geladen.

Die Richterin tragt die Sache vor, berichtet iber die Ergebnisse der durchgefiihrten
Beweisaufnahmen und erteilt der Beschwerdefiihrerin das Wort.

Die Beschwerdefiihrerin fihrt aus wie in den bisherigen Schriftsatzen im
Rechtsmittelverfahren und erganzt:

Sie ist die Strecke nachgefahren, weik aber nicht mehr genau wie sie gefahren ist. Entweder
Uber die Hernalser HauptstralRe oder via ThaliastraRRe. Die Beschwerdefihrerin ware daran
interessiert zu wissen, wo die Kennzeichen betreffend Kurzparkzone seien. Rund um das
Wilhelminenspital seien die Kurzparkzonen genau gekennzeichnet (Anfang und Ende). Vor
Uber einem Jahr sei beim Wilhelminenspital, wenn man den Fl6tzersteig hinauf gefahren sei,
das Ende der Kurzparkzone eindeutig gekennzeichnet gewesen. Die Kurzparkzone im
beschwerdegegenstandlichen Fall sei erst ab 2. Juni 2014 vorgelegen (laut Internet). Der
beschwerdegegenstandliche Fall ware erst kurz danach gewesen (12. August 2014). In diesem
Zusammenhang kritisiert die Beschwerdefiihrerin zusammenfassend, dass die Kurzparkzone
fir sie als Laien nicht ausreichend gekennzeichnet gewesen sei. Die Beschwerdefiihrerin flhrt
weiters aus, dass das Restaurant Plachutta (in einem AuBenbezirk) angeschrieben habe, dass
es sich vor seinem Geschéaft um eine Kurzparkzone handle. Nach Ansicht der Bf. sage das
einiges Uiber die Handhabe der Kurzparkzonenbereiche.”
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In der Niederschrift tiber die Einvernahme der Zeugin ***, Mitarbeiterin
Landespolizeidirektion Wien/Landesverkehrsabteilung-Parkraumiberwachungsgruppe, wird
ausgefiihrt wie folgt:

,Die Zeugin flihrt aus, dass der Weg zur Sanatoriumstralle an folgenden Stellen als
Kurzparkzone gekennzeichnet ist: Der Beginn der Kurzparkzone betreffend Sanatoriumstralie
ist bei der Busstation 48 A, bei der Miillverbrennungsanlage ausgeschildert. Die Zeugin gibt
an, dass ganz sicher in diesem Bezirk die Kurzparkzone (Anfang und Ende) richtig
ausgeschildert ist. Bei der Steinhofer Mauer ist die Endetafel. Auf der linken Seite hinunter,
bei den Kleingarten, ist das ganze Areal Kurzparkzone bis zur Hitteldorfer StraRe. Wenn man
von der Hitteldorfer StraBe rauffahrt zur Sanatoriumstralle ist bei der Hiitteldorfer Stral3e die
Kurzparkzonentafel Anfang positioniert. Die Zeugin flihrt weiters aus, dass man sich via
Internet sowie im Rathaus (bei der Stadtkasse: Broschiire) tiber die genauen
Kurzparkzonenbereiche informieren kann.

Die Zeugin fiihrt aus, dass am Fl6tzersteig die lineare Kurzparkzone auch deswegen sei, dass
auch an Samstagen und Sonntagen gewahrleistet ist, dass Besucher und Patienten des
Kinderspitals Platz zum Parken finden. In diesem linearen Kurzparkzonenbereich ist lediglich
flr 6 bis 7 Autos Platz.

Die Zeugin fiihrt aus, dass das Aufstellen und Entfernen bzw. das Austauschen von
Kurzparkzonenschildern von der zustandigen Magistratsabteilung genau mit Datum
dokumentiert ist.

Die Zeugin gibt weiters an, dass sie sehr wohl eine Anonymverfligung ausgestellt habe (laut
Aktenlage, Blatt 4 des Aktes des Magistrates, Anonymverfligung vom 12.8.2014). Die
Beschwerdefiihrerin entgegnet, dass bei ihr leider keine Anonymverfliigung am Fahrzeug
hinterlegt wurde, und weiters, dass sie zum beschwerdegegenstandlichen Zeitraum keine
Strafzettel an den Autos in der Sanatoriumstralie beim Vorbeigehen gesehen habe.

Die Zeugin flihrt aus, dass sie immer Anonymverfligungen ausstelle und beim Fahrzeug
hinterlege.

Das Protokoll wird von der Richterin verlesen. Es wurden von der Zeugin sowie von der
Beschwerdefiihrerin keine Einwendungen vorgebracht.”
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Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
Sachverhalt

Der Abstellort des Fahrzeuges befand sich in einer gebihrenpflichtigen Kurzparkzone, ohne
dass die Bf. die Parkometerabgabe entrichtet hat. Das Fahrzeug war wahrend der
Gebuhrenpflicht abgestellt, die Verwaltungsiibertretung wurde von einem
Parkraumiiberwachungsorgan festgestellt.

Rechtsgrundlagen

GemalR § 15 Abs. 3 Z 5 Finanzausgleichsgesetz 2008 sind die Gemeinden kraft freien
Beschlussrechts ermachtigt, Abgaben fiir das Abstellen mehrspuriger Kraftfahrzeuge in
Kurzparkzonen gemal § 25 StVO 1960 zu erheben. Hiervon ausgenommen sind nach dieser

Bestimmung:
a) Einsatzfahrzeuge und Fahrzeuge im offentlichen Dienst gemal} §§ 26 und 26a StVO 1960 ;
b) Fahrzeuge des StraBendienstes und der Mullabfuhr gemal § 27 StVO 1960 ;

c) Fahrzeuge, die von Arzten bei einer Fahrt zur Leistung &rztlicher Hilfe gelenkt werden,
sofern sie beim Abstellen mit einer Tafel gemaR § 24 Abs. 5 StVO 1960 gekennzeichnet sind;

d) Fahrzeuge, die von Personen im diplomierten ambulanten Pflegedienst bei einer Fahrt zur
Durchfiihrung solcher Pflege gelenkt werden, sofern sie beim Abstellen mit einer Tafel gemaR
§ 24 Abs. 5a StVO 1960 gekennzeichnet sind;

e) Fahrzeuge, die von dauernd stark gehbehinderten Personen abgestellt werden oder in
denen solche Personen gemafd § 29b Abs. 3 StVO 1960 befordert werden, wenn die
Fahrzeuge mit dem Ausweis gemaR § 29b Abs. 1 oder 5 StVO 1960 gekennzeichnet sind;

f) Fahrzeuge, die fir den Bund, eine andere Gebietskdrperschaft oder einen
Gemeindeverband zugelassen sind, ausgenommen Personenkraftwagen;

g) Fahrzeuge, die lediglich zum Zwecke des Aus- und Einsteigens von Personen oder fir die

Dauer der Durchfiihrung einer Ladetatigkeit halten.

§ 25 StVO 1960 lautet:
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§ 25. Kurzparkzonen

(1) Wenn und insoweit es zu bestimmten Zeiten aus ortsbedingten Griinden (auch im
Interesse der Wohnbevolkerung) oder zur Erleichterung der Verkehrslage erforderlich ist,
kann die Behorde durch Verordnung fiir bestimmte StralRen oder StraRenstrecken oder fiir
StraBen innerhalb eines bestimmten Gebietes das Parken zeitlich beschranken
(Kurzparkzone). Die Kurzparkdauer darf nicht weniger als 30 Minuten und nicht mehr als 3
Stunden betragen.

(2) Verordnungen nach Abs. 1 sind durch die Zeichen nach § 52 Z 13d und 13e
kundzumachen; § 44 Abs. 1 gilt hieflr sinngemaR. Zusatzlich kdnnen Kurzparkzonen mit
Bodenmarkierungen in blauer Farbe auf der Fahrbahn oder auf dem Randstein sowie mit
blauen Markierungsstreifen an den im Bereich einer Kurzparkzone vorhandenen
Anbringungsvorrichtungen fir Stralenverkehrszeichen, Beleuchtungsmasten oder
dergleichen gekennzeichnet werden.

(3) Beim Abstellen eines mehrspurigen Fahrzeuges in einer Kurzparkzone hat der Lenker das
zur Uberwachung der Kurzparkdauer bestimmte Hilfsmittel bestimmungsgemaR zu
handhaben.

(4) Der Bundesminister fiir Verkehr, Innovation und Technologie hat durch Verordnung die
Art der Uberwachung der Kurzparkdauer und das hiefiir notwendige Hilfsmittel zu
bestimmen; er hat dabei auf den Zweck einer zeitlichen Parkbeschrankung sowie auf eine
kostengtinstige und einfache Handhabung des Hilfsmittels Bedacht zu nehmen.

(4a) Fur Kurzparkzonen, in denen fiir das Abstellen eines mehrspurigen Fahrzeuges auf Grund
abgabenrechtlicher Vorschriften eine Gebiihr zu entrichten und fiir die Uberwachung der
Gebuhrenentrichtung die Verwendung eines technischen oder sonstigen Hilfsmittels
vorgesehen ist, kann der Bundesminister fiir Verkehr, Innovation und Technologie mit
Verordnung festlegen, unter welchen Voraussetzungen dieses Hilfsmittel zugleich auch als
Hilfsmittel fiir die Uberwachung der Kurzparkdauer gilt. Wenn fiir die Uberwachung der
Gebuhrenentrichtung die Anbringung des Hilfsmittels am Fahrzeug vorgesehen ist, kann der
Bundesminister fir Verkehr, Innovation und Technologie weiters aus Griinden der
Einheitlichkeit mit Verordnung auch die Art, das Aussehen und die Handhabung des
Hilfsmittels bestimmen.

(5) Die Behorde hat unter Bedachtnahme auf den Zweck einer nach § 43 Abs. 2a verordneten
Regelung durch Verordnung das zur Kontrolle notwendige Hilfsmittel zu bestimmen.
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GemaR § 2 Abs. 1 Z 26 StVO ist "Anhalten" das durch die Verkehrslage oder durch sonstige
wichtige Umstande erzwungene Zum-Stillstand-Bringen eines Fahrzeuges; das blofRe Anhalten
allein 16st noch keine Abgabepflicht in Bezug auf die Parkometerabgabe aus.

Unter dem Oberbegriff "Abstellen" wird sowohl das "Halten" ("eine nicht durch die
Verkehrslage oder durch sonstige wichtige Umstande erzwungene Fahrtunterbrechung bis zu
zehn Minuten oder fir die Dauer der Durchfiihrung einer Ladetatigkeit"”, § 2 Abs. 1 Z 27 StVO)
als auch das "Parken" ("das Stehenlassen eines Fahrzeuges fiir eine langere als die in Z 27
angefihrte Zeitdauer", § 2 Abs. 1 Z 28 StVO) verstanden (vgl. VWGH 28. 9. 1984, 82/02/0162

).

Wahrend § 15 Abs. 3 Z 5 lit. g Finanzausgleichsgesetz 2008 eine Ermachtigung der
Gemeinden, auch eine Gebiihrenpflicht fir das Halten in Kurzparkzonen vorzuschreiben, nicht
enthalt, hat der Wiener Landesgesetzgeber mit dem Parkometergesetz 2006 eine derartige
Ermachtigung erteilt:

Das Wiener Gesetz liber die Regelung der Beniitzung von Strallen durch abgestellte
mehrspurige Kraftfahrzeuge (Wiener Parkometergesetz 2006), LGBI. fir Wien Nr. 9/2006 i. d.
F. LGBI. fur Wien Nr. 10/2013 lautet (http://www.wien.gv.at/recht/landesrecht-
wien/rechtsvorschriften/html/f4200000.htm):

§ 1. (1) Die Gemeinde wird ermachtigt, durch Verordnung fiir das Abstellen von mehrspurigen
Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen gemaR § 25 der StralRenverkehrsordnung 1960 (StVO
1960), BGBI. Nr. 159/1960, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 99/2005, die
Entrichtung einer Abgabe auch fiir mehrspurige Kraftfahrzeuge vorzuschreiben, die lediglich
zum Zwecke des Aus- und Einsteigens von Personen oder fiir die Dauer der Durchfiihrung
einer Ladetatigkeit halten.

(1a) Wird der Magistrat gemals § 88 Abs. 3a der Wiener Stadtverfassung, LGBI. fir Wien Nr.
28/1968, zuletzt geandert durch LGBI. fiir Wien Nr. 22/2003, zur Vornahme einer
Wertanpassung der Abgabe nach Abs. 1 ermachtigt, so hat dieser die Anpassung nur
vorzunehmen, wenn sich eine Erhéhung bzw. Verminderung der jeweils geltenden
Abgabenhohe fiir jede halbe Stunde Abstellzeit in der Hohe von mindestens 5 Cent ergibt. Die
Anderung hat im AusmaR der Erhéhung oder Verminderung des Indexes zum Stichtag 30. Juni
in Schritten von vollen 5 Cent zu erfolgen. Dabei sind Teilbetrage von weniger als 3 Cent auf
die vorigen 10 Cent abzurunden; ebenso Teilbetrdge von weniger als 8 Cent auf die vorigen 5
Cent. Teilbetrdage von mindestens 3 Cent sind auf die ndchsten 5 Cent aufzurunden; ebenso
Teilbetrage von mindestens 8 Cent auf die nachsten 10 Cent.

(2) Die Gibrigen Bestimmungen des § 15 Abs. 3 Z 5 des Finanzausgleichsgesetzes 2005 (FAG
2005), BGBI. | Nr. 156/2004, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 34/2005, bleiben
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unberihrt.
(3) Die Vorschreibung der Abgabe erfolgt durch formlose Zahlungsaufforderung.
(4) Ein Abgabenbescheid ist zu erlassen, wenn die Abgabepflicht bestritten wird.

(5) Die Erlassung eines Abgabenbescheides ohne vorhergehende formlose
Zahlungsaufforderung ist zulassig.

§ 2. (1) Der Zulassungsbesitzer und jeder, der einem Dritten das Lenken eines mehrspurigen
Kraftfahrzeuges oder die Verwendung eines mehrspurigen Kraftfahrzeuges tiberlasst, fir
dessen Abstellen gemaR Verordnung des Wiener Gemeinderates eine Parkometerabgabe zu
entrichten war, hat, falls das Kraftfahrzeug in einer gebihrenpflichtigen Kurzparkzone gemaf
§ 25 StVO 1960, BGBI. Nr. 159/1960, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 99/2005,
abgestellt war, dem Magistrat dariiber Auskunft zu geben, wem er das Kraftfahrzeug zu
einem bestimmten Zeitpunkt (iberlassen gehabt hat.

(2) Die Auskunft, welche den Namen und die Anschrift der betreffenden Person enthalten
muss, ist unverziglich, im Falle einer schriftlichen Aufforderung binnen zwei Wochen nach
Zustellung, zu erteilen; wenn eine solche Auskunft ohne entsprechende Aufzeichnungen nicht
erteilt werden konnte, sind diese Aufzeichnungen zu fiihren.

§ 3. Die Gemeinde wird ermachtigt, durch Verordnung die Art der von den Abgabepflichtigen
zu verwendenden Kontrolleinrichtungen unter Bedachtnahme auf eine moglichst einfache
Handhabung und auf die Auswirkungen auf das Stadtbild sowie unter Riicksichtnahme auf zur
Uberwachung von Parkzeitbeschrankungen vorgeschriebene Kontrolleinrichtungen zu
bestimmen.

§ 4. (1) Handlungen oder Unterlassungen, durch die die Abgabe hinterzogen oder fahrlassig
verkiirzt wird, sind als Verwaltungsiibertretungen mit Geldstrafen bis zu 365 Euro zu
bestrafen.

(2) Ubertretungen des § 2 sind als Verwaltungsiibertretungen mit Geldstrafen bis zu 365 Euro
zu bestrafen.

(3) Die sonstigen Ubertretungen der Gebote und Verbote dieses Gesetzes und der auf Grund
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dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen sind als Verwaltungsiibertretungen mit Geldstrafen
bis zu 120 Euro zu bestrafen.

(4) Bei allen gemiR Abs. 1 und 3 mit Strafe bedrohten Ubertretungen der Gebote und
Verbote dieses Gesetzes konnen mit Organstrafverfligung Geldstrafen bis zu 36 Euro
eingehoben werden.

§ 9. Dieses Gesetz tritt mit dem seiner Kundmachung folgenden Tag, friihestens jedoch am 1.
Janner 2006, in Kraft. Gleichzeitig treten das Parkometergesetz, LGBI. fir Wien Nr. 47/1974,
zuletzt gedandert durch LGBI. fir Wien Nr. 28/2000, sowie die auf Grund dieses Gesetzes
erlassenen Verordnungen der Wiener Landesregierung auBer Kraft.

Der Wiener Gemeinderat hat auf Grund des § 15 Abs. 3 Z 5 des Finanzausgleichsgesetzes
2005 (FAG 2005), BGBI. I Nr. 156/2004, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr.
34/2005, sowie des Gesetzes Uber die Regelung der Benlitzung von StraRen durch abgestellte
mehrspurige Kraftfahrzeuge (Parkometergesetz 2006) beschlossen:

§ 1. Flir das Abstellen von mehrspurigen Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen ( § 25 StVO 1960 )
ist eine Abgabe zu entrichten.

§ 5. (1) Die Abgabe gilt mit der ordnungsgemafen Entwertung des Parkscheins (der
Parkscheine) oder mit der Bestatigung der Abstellanmeldung als entrichtet.

(2) Zur Entrichtung der Abgabe sind der Lenker, der Besitzer und der Zulassungsbesitzer zur
ungeteilten Hand verpflichtet. Jeder Lenker, der ein mehrspuriges Kraftfahrzeug in einem
Gebiet abstellt, fur das eine Abgabepflicht besteht, hat die Parkometerabgabe bei Beginn des

Abstellens des Fahrzeuges zu entrichten. Die Lenker haben bei der Durchfiihrung der
angeordneten KontrollmaBnahmen mitzuwirken.

§ 6. Die Abgabe ist nicht zu entrichten fir:

a) Fahrzeuge, die fiir den Bund, eine andere Gebietskdrperschaft oder einen
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Gemeindeverband zugelassen sind, ausgenommen Personenkraftwagen;

b) Einsatzfahrzeuge gemal § 26 StVO 1960 und Fahrzeuge im 6ffentlichen Dienst gemal §
26a StVO 1960 ;

c) Fahrzeuge des StraRendienstes und der Mullabfuhr gemaR § 27 StVO 1960 ;

d) Fahrzeuge, die von Arzten bei einer Fahrt zur Leistung &rztlicher Hilfe gelenkt werden,
sofern sie beim Abstellen mit einer Tafel gemaR § 24 Abs. 5 StVO 1960 gekennzeichnet sind;

e) Fahrzeuge, die von Personen im diplomierten ambulanten Pflegedienst bei einer Fahrt zur
Durchflihrung solcher Pflege gelenkt werden, sofern sie beim Abstellen mit einer Tafel gemal
§ 24 Abs. 5a StVO 1960 gekennzeichnet sind;

f) Taxis, die zum Zwecke der Kundenaufnahme oder —abfertigung anhalten;

g) Fahrzeuge, die von Inhabern eines Ausweises gemaf § 29b Abs. 1 oder 5 StVO 1960
abgestellt werden oder in denen solche Personen gemaR § 29b Abs. 3 StVO 1960 beférdert
werden, wenn die Fahrzeuge mit dem Ausweis gemdf3 § 29b Abs. 1 oder 5 StVO 1960
gekennzeichnet sind;

h) Fahrzeuge, die von Personen, die zur selbststandigen Ausiibung des Hebammenberufs
berechtigt sind, bei einer Fahrt zur Leistung von Geburtshilfe gelenkt werden, sofern sie beim
Abstellen mit einer Tafel gemal § 24 Abs. 5¢ StVO 1960 gekennzeichnet sind.

§ 9. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. Janner 2006 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung
des Wiener Gemeinderates, mit der flr das Abstellen von mehrspurigen Kraftfahrzeugen in
Kurzparkzonen die Entrichtung einer Abgabe vorgeschrieben wird (Amtsblatt der Stadt Wien
Nr. 28/2003) auRer Kraft.

Die Verordnung des Wiener Gemeinderats Uber die Art der zu verwendenden
Kontrolleinrichtungen in Kurzparkzonen (Wiener Kontrolleinrichtungenverordnung) lautet in
der Fassung Amtsblatt der Gemeinde Wien vom 18. 7. 2013, 2013/29 (siehe
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http://www.wien.gv.at/recht/landesrecht-wien/rechtsvorschriften/html|/f4200200.htm), die
Anlagen werden hier nicht wiedergegeben:

Der Wiener Gemeinderat hat auf Grund des § 15 Abs. 3 Z 5 des Finanzausgleichsgesetzes
2008 (FAG 2008), BGBI. I Nr. 103/2007, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr.
66/2008, sowie des § 3 des Gesetzes Uber die Regelung der Bentitzung von Straen durch
abgestellte mehrspurige Kraftfahrzeuge (Parkometergesetz 2006), LGBI. fir Wien Nr. 9/2006,
in der Fassung LGBI. fir Wien Nr. 33/2007, beschlossen:

4. Abschnitt: ...

GemaR § 4 Abs. 1 Wiener Parkometergesetz 2006 sind Handlungen oder Unterlassungen,
durch die die Abgabe hinterzogen oder fahrladssig verkirzt wird, als

Verwaltungsiibertretungen mit Geldstrafen bis zu 365 Euro zu bestrafen.

Wenn eine Verwaltungsvorschrift (iber das Verschulden nicht anderes bestimmt, genligt
gemald § 5 Abs. 1 VStG zur Strafbarkeit fahrldssiges Verhalten. Fahrldssigkeit ist bei
Zuwiderhandeln gegen ein Verbot oder bei Nichtbefolgung eines Gebotes dann ohne weiteres
anzunehmen, wenn zum Tatbestand einer Verwaltungsiibertretung der Eintritt eines
Schadens oder einer Gefahr nicht gehort und der Tater nicht glaubhaft macht, dass ihn an der
Verletzung der Verwaltungsvorschrift kein Verschulden trifft.

Grundlage fiir die Bemessung der Strafe gemald § 19 Abs. 1 VStG ist die Bedeutung des
strafrechtlich geschiitzten Rechtsgutes und die Intensitat seiner Beeintrachtigung durch die
Tat, wobei nach § 19 Abs. 2 VStG (berdies die nach dem Zweck der Strafdrohung in Betracht
kommenden Erschwerungs- und Milderungsgriinde, soweit sie nicht schon die Strafdrohung
bestimmen, gegeneinander abzuwagen sind und auf das Ausmal? des Verschuldens besonders
Bedacht zu nehmen ist. Unter Berlicksichtigung der Eigenart des Verwaltungsstrafrechtes sind
die §§ 32 bis 35 Strafgesetzbuch (StGB) sinngemals anzuwenden. In Verfahren wegen
Hinterziehung oder Verkirzung der Parkometerabgabe kommen als besondere
Erschwerungsgriinde etwa einschlagige Vorstrafen in Betracht, als besondere
Milderungsgriinde etwa ein bisheriger ordentlicher Lebenswandel, zu dem die Tat in
auffalligem Widerspruch steht, wenn die Tat unter Umstanden begangen wurde, die einem
SchuldausschlieBungs- oder Rechtfertigungsgrund gleichkommen, wenn die Tat in einem die
Schuld nicht ausschlieBendem Rechtsirrtum begangen wurde, wenn trotz Vollendung der Tat
kein Schaden herbeigefihrt wurde, wenn eine Schadensgutmachung erfolgt ist, wenn ein
reumutiges Gestandnis abgelegt oder zur Wahrheitsfindung wesentlich beigetragen wurde
oder die Tat vor langerer Zeit begangen wurde und sich der Tater seither wohlverhalten hat.
Die Einkommens- und Vermogensverhaltnisse und allfallige Sorgepflichten der Beschuldigten
sind bei der Bemessung von Geldstrafen zu beriicksichtigen.
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Beschwerdevorbringen

Die Bf. bringt vor, dass der Tatort nicht als Kurzparkzone oder blaue Zone ausgewiesen
gewesen sei.

Erwagungen

Die Zeugin hat in der mindlichen Verhandlung genau dargelegt, wie der
Kurzparkzonenbereich am Tatort aussieht und dass dieser zum Tatzeitpunkt bestanden hat.

Das Bundesfinanzgericht ist zur Erkenntnis gelangt, dass der Tatort zum Tatzeitpunkt
unstrittigerweise Kurzparkzonenbereich darstellt (Erlduterungen der genau ortskundigen
Zeugin, zumal sie in diesem Bereich tatig ist; Kurzparkzonenbroschiire, Internet udgl.).

Diese Erkenntnis hat offenkundig auch die Bf. gewonnen, zumal sie in der miindlichen
Beschwerdeverhandlung ausfiihrte wie folgt: Die Kurzparkzone im
beschwerdegegenstdndlichen Fall sei erst ab 2. Juni 2014 vorgelegen (laut Internet). Der
beschwerdegegenstdndliche Fall wéire erst kurz danach gewesen (12. August 2014).

Grundlage fiir die Bemessung der Strafe gemal} § 19 Abs. 1 VStG ist die Bedeutung des
strafrechtlich geschiitzten Rechtsgutes und die Intensitat seiner Beeintrachtigung durch die
Tat, wobei nach § 19 Abs. 2 VStG (berdies die nach dem Zweck der Strafdrohung in Betracht
kommenden Erschwerungs- und Milderungsgriinde, soweit sie nicht schon die Strafdrohung
bestimmen, gegeneinander abzuwagen sind und auf das Ausmal? des Verschuldens besonders
Bedacht zu nehmen ist. Unter Beriicksichtigung der Eigenart des Verwaltungsstrafrechtes sind
die §§ 32 bis 35 Strafgesetzbuch (StGB) sinngemal anzuwenden. In Verfahren wegen
Hinterziehung oder Verkirzung der Parkometerabgabe kommen als besondere
Erschwerungsgriinde etwa einschlagige Vorstrafen in Betracht, als besondere
Milderungsgriinde etwa ein bisheriger ordentlicher Lebenswandel, zu dem die Tat in
auffalligem Widerspruch steht, wenn die Tat unter Umstanden begangen wurde, die einem
SchuldausschlieBungs- oder Rechtfertigungsgrund gleichkommen, wenn die Tat in einem die
Schuld nicht ausschlieBendem Rechtsirrtum begangen wurde, wenn trotz Vollendung der Tat
kein Schaden herbeigefiihrt wurde, wenn eine Schadensgutmachung erfolgt ist, wenn ein
reumutiges Gestandnis abgelegt oder zur Wahrheitsfindung wesentlich beigetragen wurde
oder die Tat vor langerer Zeit begangen wurde und sich der Tater seither wohlverhalten hat.
Die Einkommens- und Vermogensverhaltnisse und allfallige Sorgepflichten des Beschuldigten
sind bei der Bemessung von Geldstrafen zu beriicksichtigen.

Die Bf. hatte rechtzeitig Vorsorge treffen miissen, Parkometerabgabe zu entrichten.

Jeder Fahrzeughalterin und jeder Fahrzeuglenkerin ist zuzumuten, dass sie sich tGber die
Kurzparkzonen und lber die Bestimmungen beziglich Parkometerabgabe informiert.
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Eine Bestrafung erscheint geboten, um die Bf. von der Begehung weiterer strafbarer
Handlungen gleicher Art (in dhnlich gelagerten Fallen, in denen im Vorhinein Vorsorge fiir das
Entrichten von Parkometerabgabe zu treffen ist bzw. Informationen tber

Kurzparkzonenbereiche einzuholen sind) abzuhalten.

Die Bf. hat aus angefiihrten Griinden die ihr von der belangten Behorde zur Last gelegte
Verwaltungsibertretung begangen.

Das Verschulden der Bf., die Parkometerabgabebestimmungen nicht einzuhalten, ist nicht
gering. Zu den Verpflichtungen einer Autofahrerin bzw. eines Autofahrers in Wien gehort
auch, sich bei verlasslichen Quellen Uber die Kurzparkzonenregelungen Informationen
einzuholen, wenn in Wien im 6ffentlichen Bereich geparkt werden soll.

Der besondere Milderungsgrund einer bisherigen verwaltungsstrafrechtlichen
Unbescholtenheit bezliglich derartiger Delikte konnte berticksichtigt werden.

Dariber hinaus zeigte sich die Bf. in der Beschwerdeverhandlung grundsatzlich einsichtig und
vermittelte den Eindruck, zumindest bemiiht zu sein, sich an die Vorschriften betreffend
Parkometerabgaben zu halten.

Die Verwaltungsstrafe und die diesbezligliche Ersatzfreiheitsstrafe wurden wie im Spruch
angefihrt herabgesetzt.

Das nunmehr spruchgemal angesetzte Strafausmal von Euro 50,00 ware auch bei
unterdurchschnittlichen Einkommensverhaltnissen gerechtfertigt.

Der Vollstandigkeit halber wird angemerkt, dass aus dem diesbezliglichen Vorbringen der Bf.,
sie habe keine Anonymverfligung erhalten, fir ihr Beschwerdebegehren nichts gewonnen
werden kann, da eine Anonymverfligung gesetzlich nicht zwingend erlassen werden muss.

Abgesehen davon hat die Meldungslegerin glaubhaft versichert, ohnehin immer
Anonymverfligungen auszustellen und beim Fahrzeug zu hinterlegen, was auch im
gegenstandlichen Akt des Magistrats fiir beschwerdegegenstandlichen Fall aktenkundig ist.

Die Unkenntnis einer Verwaltungsvorschrift entschuldigt nur dann, wenn sie
erwiesenermaRBen unverschuldet, also der Beanstandeten trotz Anwendung der nach ihren
Verhaltnissen erforderlichen Sorgfalt unbekannt geblieben ist. Es ist davon auszugehen, dass
sich jeder Lenker eines Fahrzeuges mit den, fiir die Benlitzung von StraRen bedeutenden
Vorschriften vertraut machen und nétigenfalls an kompetenter Stelle Erkundigungen
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einziehen muss. Da die Bf. dieser Verpflichtung jedoch nicht bzw. zu spat nachgekommen ist,
war die Unkenntnis der Verwaltungsvorschrift nicht unverschuldet (§ 5 Abs. 2 VStG).

Angemerkt wird, dass die Strafhéhe von nunmehr Euro 50,00 im untersten Bereich (o0.a.
Strafausmal fir derartige Delikte bis zu Euro 365,00) liegt, zumal der Bf. die
verwaltungsstrafrechtliche Unbescholtenheit bezliglich derartiger Delikte zugute kommt. Die
Strafhdhe ist gerade noch hoch genug, um spezialpraventiv sowie generalpraventiv zu wirken.

Da das Nichtentrichten der Parkometerabgabe - wie der gegenstandliche Fall zeigt - ein
aufwendiges Verwaltungsverfahren nach sich ziehen kann, war nicht die Einstellung des
Strafverfahrens zu verfiigen, um der Bf. die Bedeutung der Entrichtung der
Parkometerabgabe vor Augen zu fiihren und sie von der Begehung strafbarer Handlungen
gleicher Art abzuhalten.

Offentliche miindliche Verhandlung
§ 44 VwGVG lautet:
§ 44. (1) Das Verwaltungsgericht hat eine 6ffentliche miindliche Verhandlung durchzufiihren.

(2) Die Verhandlung entfillt, wenn der Antrag der Partei oder die Beschwerde zuriickzuweisen
ist oder bereits auf Grund der Aktenlage feststeht, dass der mit Beschwerde angefochtene
Bescheid aufzuheben ist.

(3) Das Verwaltungsgericht kann von einer Verhandlung absehen, wenn
1. in der Beschwerde nur eine unrichtige rechtliche Beurteilung behauptet wird oder
2. sich die Beschwerde nur gegen die Héhe der Strafe richtet oder

3. im angefochtenen Bescheid eine 500 Euro nicht (ibersteigende Geldstrafe verhéngt wurde

oder
4. sich die Beschwerde gegen einen verfahrensrechtlichen Bescheid richtet

und keine Partei die Durchfiihrung einer Verhandlung beantragt hat. Der Beschwerdefiihrer
hat die Durchfiihrung einer Verhandlung in der Beschwerde oder im Vorlageantrag zu
beantragen. Den sonstigen Parteien ist Gelegenheit zu geben, einen Antrag auf Durchfiihrung
einer Verhandlung zu stellen. Ein Antrag auf Durchfiihrung einer Verhandlung kann nur mit

Zustimmung der anderen Parteien zuriickgezogen werden.
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(4) Soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, kann das
Verwaltungsgericht ungeachtet eines Parteiantrages von einer Verhandlung absehen, wenn es
einen Beschluss zu fassen hat, die Akten erkennen lassen, dass die miindliche Erérterung eine
weitere Kldrung der Sache nicht erwarten Iésst, und einem Entfall der Verhandlung weder Art.
6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten , BGBI. Nr.
210/1958, noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europdischen Union, ABI. Nr. C 83
vom 30.03.2010 S. 389 entgegenstehen.

(5) Das Verwaltungsgericht kann von der Durchfiihrung (Fortsetzung) einer Verhandlung
absehen, wenn die Parteien ausdriicklich darauf verzichten. Ein solcher Verzicht kann bis zum
Beginn der (fortgesetzten) Verhandlung erkldrt werden.

(6) Die Parteien sind so rechtzeitig zur Verhandlung zu laden, dass ihnen von der Zustellung
der Ladung an mindestens zwei Wochen zur Vorbereitung zur Verfiigung stehen.

Angemerkt wird, dass eine 6ffentliche miindliche Verhandlung von Amts wegen anberaumt

war.

Unzulassigkeit der Revision

Gegen diese Entscheidung ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG eine Revision durch die belangte
Behorde nach Art. 133 Abs. 6 Z 2 B-VG nicht zuldssig , da das Erkenntnis nicht von der Losung
einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das
Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I16sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Eine Revision durch die beschwerdefiihrende Partei wegen Verletzung in Rechten nach Art.
133 Abs. 6 Z1 B-VG ist gemal § 25a Abs. 4 VwGG kraft Gesetzes nicht zuldssig.

Kostenentscheidung
Die Kosten des Verfahrens vor der belangten Behorde sind wie im Spruch festzusetzen.

Weiters wird auf die diesbezliglichen Ausfiihrungen im Spruch hingewiesen.
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GemaR § 52 Abs. 6 VWGVG sind die §§ 14 und 54b Abs. 1 und 1a VStG sinngemal
anzuwenden. GemaR § 54b Abs. 1 VStG idF BFBI |1 2013/33 sind rechtskraftig verhangte
Geldstrafen oder sonstige in Geld bemessene Unrechtsfolgen binnen zwei Wochen nach
Eintritt der Rechtskraft zu bezahlen. Erfolgt binnen dieser Frist keine Zahlung, kann sie unter
Setzung einer angemessenen Frist von hochstens zwei Wochen eingemahnt werden. Nach
Ablauf dieser Frist ist die Unrechtsfolge zu vollstrecken. Ist mit Grund anzunehmen, dass der
Bestrafte zur Zahlung nicht bereit ist oder die Unrechtsfolge uneinbringlich ist, hat keine
Mahnung zu erfolgen und ist sofort zu vollstrecken oder nach Abs. 2 vorzugehen.

Insgesamt ist spruchgemaR zu entscheiden

Wien, am 30. Juni 2016

18 von 18



	Entscheidungsgründe

